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EINLEITUNG 

 

Bereits mit Unterzeichnung des Bündnisses für Wohnungsneubau und bezahlbares Wohnen in Berlin am 
20. Juni 2022 waren die Herausforderungen auf dem Wohnungsmarkt enorm.  

Der fortdauernde Angriffskrieg auf die Ukraine führt zu einem stetig steigenden Bedarf an Wohnraum für 
Flüchtende, weiteren Kostensteigerungen auf dem Bau- und Rohstoffmarkt, Materialengpässen, wegbre-
chenden Lieferketten und vielem mehr. Hinzu kommen eine sehr hohe Inflationsrate, ein schneller Anstieg 
der Zinsen sowie der beständige Mangel an Fachkräften. Die Entwicklungen der Energie- und Wärmekos-
ten sorgen ergänzend für eine hohe Verunsicherung.  

Die Herausforderungen haben sich somit seit dem Sommer 2022 erheblich verschärft. Umso wichtiger ist 
das Bündnis. Lösungen für die Herausforderungen werden nur mit allen Bündnispartnerinnen und -part-
nern gemeinsam erarbeitet werden können. Ziel ist weiterhin, ausreichende und bezahlbare Wohnungen 
zu sichern und zu schaffen. Im Rahmen ihrer jeweiligen Möglichkeiten sollten die Bündnispartnerinnen und 
-partner sich weiterhin dafür einsetzen, die Bündnisziele zu erreichen und die beeinflussbaren Rahmen-
bedingungen zu verbessern.  

Der Bund und der Senat von Berlin haben große Hilfs- und Entlastungspakete aufgelegt, um die Bürge-
rinnen und Bürger finanziell zu unterstützen und vor dem Verlust ihrer Wohnungen zu schützen. Die Um-
setzung sollte im Bündnis begleitet werden, um schnelle Information aller Beteiligten sicherzustellen und 
bei Bedarf nachzusteuern.  

Dieser Lagebericht gibt einen Überblick, was seit der Unterzeichnung des Bündnisses bislang erreicht 
werden konnte. Dabei zeigt sich, dass angesichts der gewachsenen Herausforderungen sehr vieles bereits 
umgesetzt wurde. Gleichwohl wird eine Beschleunigung des Wohnungsbaus durch die bekannten Perso-
nalengpässe und Fachkräftemangel in Unternehmen und Verwaltung weiterhin erschwert. Die Schwierig-
keiten, Neubauquartiere einschließlich der rechtzeitigen Schaffung der verkehrs- und sozialinfrastruktu-
rellen Voraussetzungen integriert zu entwickeln, sind genauso wenig überwunden wie die Herausforde-
rung, bezahlbaren Wohnungsbau auch gegen Bedenken und Protest von Anliegenden möglich zu ma-
chen. Die erfolgreiche Arbeit der Senatskommission Wohnungsbau sollte jedoch maßgeblich dazu bei-
tragen, alle Bündnispartnerinnen und -partner zu ermutigen, die Neubauprojekte gemeinsam weiter vo-
ranzutreiben.  

Ein erster Monitoringbericht zum Bündnis wird im Sommer 2023 vorliegen, basierend auf die Ergebnisse 
der Jahresabschlüsse 2022. zu den verabredeten Zielzahlen.  

Beim nächsten Treffen der Bündnispartnerinnen und –partner am 14.12.2022 im Roten Rathaus wird die 
Lage auf dem Wohnungsmarkt besprochen und erörtert, was die Bündnispartnerinnen und -partner er-
gänzend leisten können, um die vereinbarten Ziele in den Bereichen Neubau und bezahlbares Wohnen 
zu erreichen.  
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NEUBAU 

 

Trotz der stark verschlechterten Rahmenbedingungen kann im Jahr 2022 von einer Fertigstellung von ca. 
16.500 Wohnungen ausgegangen werden, die dringend benötigt werden, um die nach wie vor sehr hohe 
Nachfrage nach Wohnraum in Berlin zu befriedigen. 

In der Wohnungsbauförderung konnten Fortschritte erzielt werden. Am 30.09.2022 traten die Wohnungs-
bauförderungsbestimmungen 2022 (WFB 2022) mit stark verbesserten Förderkonditionen in Kraft. Bis zum 
Jahresende 2022 werden ca. 1.800 – 1.900 Sozialwohnungen neu bewilligt. Anpassungen der Förderdar-
lehen an die eingetretene Bau- und Finanzierungskostenentwicklung werden für rund 2.000 Wohnungen 
geprüft. 

Am 30.11.2022 tagte erstmals die im Bündnis verabredete Arbeitsgruppe Neubauförderung mit dem Ziel, 
weitere Vorschläge zur Verbesserung der Neubauförderung zu erarbeiten und zu diskutieren. Am 
13.10.022 hat die AG Genossenschaftsförderung getagt. Ziel ist eine Unterstützung durch weitere Ver-
besserungen der bestehenden Genossenschafts-Förderprogramme zum Neubau, zum Erwerb bestehen-
der Wohngebäude und zum Erwerb von Genossenschaftsanteilen für einkommensschwache Haushalte. 
Ebenso hat die AG Milieuschutz am 23.11.2022 ihre Arbeit aufgenommen. 

Die Aktivierung der erforderlichen Wohnungsbau- und Flächenpotenziale wird fortgesetzt, u.a. mit der 
Aktualisierung des Stadtentwicklungsplans Wohnen. Das gesamtstädtische Potenzialscreening wurde vor-
genommen, und die Aktualisierung der Wohnungsnachfrageprognose ist in Arbeit. Ein fachlich abge-
stimmter Entwurf soll bis Sommer 2023 erarbeitet werden.  

Die Senatskommission Wohnungsbau tagt monatlich. Die Planung von etwa 6.800 Wohnungen wurde 
befördert/ beschleunigt bzw. durch Beschlüsse politisch abgesichert.  Durch Abstimmungsgespräche, Ko-
ordinierungsleistungen und inhaltliche Unterstützung konnten seit Gründung der Senatskommission auch 
außerhalb ihrer Gremien zahlreiche Hemmnisse beseitigt werden. Profitiert haben so insgesamt 25 wei-
tere Einzelvorhaben mit zusammen etwa 12.000 geplanten Wohnungen. Derzeit befinden sich 20 Projekte 
mit insgesamt ca. 14.000 geplanten Wohnungen in Bearbeitung bzw. Prüfung für eine mögliche Befassung 
in den Gremien der Senatskommission.  

Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bau und Wohnen hat den Bezirksämtern für den Umgang mit 
Befreiungsentscheidungen vom Baunutzungsplan eine Handreichung zur Verfügung gestellt.  

Aktuell werden die Kompensationspotenziale im Land Berlin für Eingriffe in Natur und Landschaft analy-
siert und die Machbarkeit eines länderübergreifenden Kompensationsmanagements Berlin-Brandenburg 
erarbeitet. Unterstützt wird diese Arbeit von einer ressortübergreifenden Projektgruppe. 

In der Liegenschaftspolitik wurde die Koordinierungsstelle Konzeptverfahren eingerichtet.  Hier finden zur 
Erörterung der anstehenden und laufenden Verfahren regelmäßige Jour Fixes unter Beteiligung der Ko-
ordinierungsstelle, der Senatsverwaltungen für Finanzen und Stadtentwicklung sowie der BIM statt. Auch 
wurden die Abstimmungen mit der Zivilgesellschaft zu den Vorgaben zur Durchführung von Konzeptver-
fahren fortgesetzt. Die ersten landeseigenen Einfamilienhaus-Grundstücke konnten erfolgreich an soziale 
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Träger vergeben werden, um damit auch auf den hohen Bedarf im Segment der Trägerwohnungen und 
betreuten Wohnformen zu reagieren.   

Mit Gründung der Berliner Bodenfonds GmbH (BBF) wurden die Möglichkeiten der Finanzierung von Im-
mobilienankäufen über den Berliner Landeshaushalt um den kreditfinanzierten Immobilienerwerb erwei-
tert, um mit strategischen Ankäufen eine nachhaltige Bodenbevorratungspolitik zu betreiben.  

Die Fort- und Weiterentwicklung des Berliner Modells der Kooperativen Baulandentwicklung wurde be-
gonnen und befindet sich in der Abwägung zur Fortentwicklung der Leitlinie. Im ersten Halbjahr 2023 
werden die aktualisierten Maßgaben zum Berliner Modell vorgestellt.  

Die Themen Klimaschutz und Klimaanpassung werden auch im Bereich des Neubaus angemessen be-
rücksichtigt. Dies sowohl bei der Umsetzung ambitionierter energetischer Standards, der Nutzung erneu-
erbarer Energien in Verbindung mit grünen Dächern aber auch bei der Gestaltung des Freiraums. Um 
künftig die Wärme so effizient in die Gebäude zu bringen und die Erzeugung am Bedarf auszurichten, 
wird Berlin die Erstellung eines Wärmekatasters als Grundlage für eine gesamtstädtische Wärmepla-
nung auf den Weg bringen.  

Die Vermeidung von weiterer Versiegelung wird ernst genommen, die Möglichkeiten von Aufstockungen 
werden bei Nachverdichtung regelmäßig geprüft.  Die Arbeiten zur Entwicklung eines Entsiegelungspro-
gramms werden 2023 aufgenommen. 

Um das Thema robuste und langlebige Baukonstruktionen, kreislaufgerechtes und recyclingfähiges Pla-
nen und Bauen, verstärkter Einsatz klimagerechter und nachwachsender Baustoffe zu verankern, laufen 
diverse Projekte und Studien zum kreislauffähigen Bauen. Typenhäuser sind im Rahmen von Leuchtturm-
projekten entwickelt worden. 

Zur Beratung bei energetischen Fragestellungen für Gebäudeeigentümerinnen und -eigentümer hat das 
Bauinformationszentrum (BAUinfo-Berlin) Mitte 2022 seine Arbeit aufgenommen. 

Ein Entwurf für die Wohnungsmodernisierungs-Förderrichtlinien 2022, die einen Beitrag zur Entschärfung 
des Zielkonflikts zwischen bezahlbarem Wohnen und Klimaschutz-Investitionen leisten sollen, befindet 
sich senatsintern in der Mitzeichnung und muss anschließend durch das Abgeordnetenhaus freigegeben 
werden.  

Das Förderprogramm SolarPLUS startete am 1.9.2022.  

Die in 2018 abgeschlossenen Bezirksbündnisse werden fortgeschrieben. Dabei werden Vereinbarungen 
zur Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsprozessen, wie z.B. die Einrichtung entschei-
dungsbefugter projektspezifischer Steuerungsrunden in den Bezirksämtern angestrebt. 

 

https://www.ibb-business-team.de/solarplus
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SOZIALE VERMIETUNG & MIETER/INNENSCHUTZ 

 
Viele Berliner Haushalte sorgen sich vor hohen Energiekosten und drohenden hohen Nachzahlungen als 
Folge der nächsten Betriebskostenabrechnung.  

Der Deutsche Bundestag hat am 01.12.2022 zur Entlastung der Haushalte die Strompreisbremse, die 
Gaspreisbremse und die Wärmekostenbremse beschlossen und dafür eine Summe von 200 Milliarden 
Euro bereitstellt. Auch der Berliner Senat sorgt für eine Entlastung der Haushalte und weiteren Schutz 
der Mieterinnen und Mieter. 

Mit Senatsbeschluss vom 27.9.2022 wurde das sogenannte Kündigungsmoratorium beschlossen, in dem 
die landeseigenen Wohnungsunternehmen dazu verpflichtet wurden, keine Kündigungen wegen Zah-
lungsrückständen aufgrund von zu zahlenden Energiekostensteigerungen auszusprechen. 

Der von Senator Geisel angekündigte Mietenstopp verlängert das Kündigungsmoratorium bis zum 
31.12.2023. Gleichzeitig werden die landeseigenen Wohnungsunternehmen bis zum 31.12.2023 ver-
pflichtet, keine Mieterhöhungen auszusprechen. Dieser Mietenstopp betrifft alle Mieterhöhungen landes-
eigener Wohnungsunternehmen, unabhängig ihrer rechtlichen Grundlage, die mit Wirkung zum 
1.11.2022 ausgesprochen bzw. vereinbart wurden. Bereits erfolgte Mieterhöhungen zum 1.11.2022 und 
später werden zurückgenommen. 

Finanzielle Entlastungen für einen stark erweiterten Kreis anspruchsberechtigter Haushalte ermöglicht 
außerdem ab Januar 2023 das neue Wohngeld mit einem Heizkostenzuschuss. Beschlossen im Berliner 
Haushalt wurde auch ein Härtefallfonds, der für Energiekostenzuschüsse bei drohender Gas- oder 
Stromsperre zur Verfügung steht.  

Bestand haben auch weiterhin die Härtefallregelungen, die der Senat zum Schutz und zur Entlastung der 
Mieterinnen und Mieter sowohl in der Kooperationsvereinbarung „Leistbare Mieten, Wohnungsneubau 
und soziale Wohnraumversorgung“ mit den landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften als auch mit 
den das Bündnis „Wohnungsneubau und bezahlbares Wohnen“ Unterzeichnenden vereinbart hat. 

Erfreulicherweise sind aus der Bündnisvereinbarung aktuell keine Härtefälle zu verzeichnen. Die Adler 
Group und Vonovia SE haben seit der Unterzeichnung des Bündnisses keine Mieterhöhungen in Berlin 
vorgenommen. Zahlen zu Wiedervermietungsquoten an WBS-Haushalte werden mit dem Monitoringbe-
richt im Sommer 2023 vorliegen. 

Im traditionellen sozialen Wohnungsbau werden weiterhin die Mietenkonzepte durchgeführt, um die för-
derungsbedingten Mietsteigerungen durch Zuschusszahlungen zu vermeiden. 

Durch die Zahlung eines Mietzuschusses im bis 2002 geförderten Sozialwohnungsbestand kann die 
Bruttowarm-Mietbelastung für eine angemessene große Sozialwohnung auf 30 % des Haushaltseinkom-
mens gesenkt werden. Derzeit wird die Erweiterung des Kreises der Anspruchsberechtigten erörtert. 
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Die Digitalisierung im Wohnungswesen wird durch die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen 
und Wohnen weiter vorangetrieben: Seit dem 05.04.2021 besteht die Möglichkeit, Wohngeld auch on-
line zu beantragen. Ein Wohngeldrechner steht auf der Homepage der Senatsverwaltung zur Verfügung. 
Im Januar 2023 wird das Antragsverfahren an die neuen, erweiterten Wohngeldansprüche, die der Bun-
destag mit dem Wohngeld-Plus-Gesetz beschlossen hat, angepasst. Der Heizkostenzuschuss wird auto-
matisiert ausgezahlt. Damit gehört Berlin im Bundesländervergleich zu den ersten Bundesländern, die 
die Reform umsetzen. Da eine Verdreifachung der Wohngeldberechtigten erwartet wird, hat das Land 
Berlin für die zwölf Bezirksämter insgesamt 209 neue Stellen geschaffen. Zusätzlich wurden jedem Be-
zirk drei Senatsbeschäftigte als Sofort-Unterstützung ab 01.12.2022 angeboten.Ein WBS-Rechner steht 
auf der Webseite der SenSBW bereits zur Verfügung.  

Für die Beschleunigung des Antrags- und Genehmigungsverfahren für Wohnberechtigungsscheine ist die 
Erstellung des digitalen Antrags nahezu abgeschlossen und voraussichtlich ab Januar einsatzbereit. 

Nach der Gerichtsentscheidung zu Gunsten des Landes über die Vergabe des Berliner Mietspiegels 
kann seit November 2022 endlich am nächsten qualifizierten Mietspiegel weitergearbeitet werden. Mit 
der Fertigstellung und Veröffentlichung wird 2024 gerechnet. Um ab Mai 2023 keine Lücke entstehen zu 
lassen, wird zusammen mit Mieter- und Vermieterverbänden ein Übergangs-Mietspiegel erarbeitet. 

Alle zwölf Berliner Bezirke bieten kostenfreie Mieterberatungen an. Im Doppelhaushalt 2022/2023 sind 
Ausgaben von jährlich 1.560.000 € für die Fortführung der kostenfreien bezirklichen Mieterberatungen 
enthalten. Hierüber kann auch eine Wohngeldberatung angeboten werden.  

Einen Beitrag zur Vermeidung von Wohnungsverlust und Diskriminierung leistet der Kooperationsvertrag 
Geschütztes Marktsegment (GMS), federführend vom Landesamt für Gesundheit und Soziales (LaGeSo) 
bearbeitet. Aktuell wurden 1.372 Wohnungen über das GMS an Wohnungslose und von Wohnungslosig-
keit bedrohte Menschen vermittelt. Der Ausbau des GMS im Jahr 2023 auf 2.500 Wohnungsvermittlun-
gen unter Einbeziehung privater Vermietender ist vorgesehen. Die Fördermittel für das Projekt „Housing 
first“ wurden im Doppelhaushalt 2022/2023 mehr als verfünffacht.  
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AUSBLICK 

Die Zusammenarbeit zwischen dem Land Berlin und den Bündnispartnerinnen und -partner wird im 
Sinne des Bündnisses fortgesetzt. 

Angesichts der weiter angespannten Lage auf dem Wohnungsmarkt und den derzeit sehr schwierigen 
Rahmenbedingungen werden die Bündnispartnerinnen und -partner bei ihrem nächsten Treffen am 
14.12.2022 erörtern, wie Wohnungsneubau und bezahlbares Wohnen in Berlin weiter unterstützt werden 
können. 

Kurzfristig wird es darauf ankommen, die Mieterinnen und Mieter über die Wirkung der von Bund und 
Land beschlossenen Energiepreisbremsen und weitere Unterstützungsangebote zu informieren. 

Beim Wohnungsneubau müssen die Förderprogramme weiter den aktuellen Rahmenbedingungen ange-
passt werden. Weitere Beschleunigungsmöglichkeiten vor allem bei den Planungs- und Genehmigungs-
prozessen müssen aktiviert werden, auch im Rahmen der Bezirksbündnisse, im Bundesrecht und im Woh-
nungs-Bündnis des Bundes. 

 

Ein erster Monitoringbericht zum Bündnis wird im Sommer 2023 vorliegen. 
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